
Zwischen der

FREIEN HANSESTADT BREMEN,

vertreten durch die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und lntegration

und der

Petri & Eichen Kinder- und Jugendhilfe Bremen gGmbH'

Horner Heerstr. 19, 28359 Bremen

wird folgende

Vereinbarung nach $$ 78 a ff. SGB Vlll sowie
gemäß Landesrahmenvertrag nach $ 78 f SGB Vlll der

Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven

geschlossen:

l. Gegenstand

L1 Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen, die die Petri & Eichen Kinder- und Ju-

gendhilfe Bremen gGmbH - i- folg.nden Einrichtungsträger genannt - in {el Heilpädago-

gischen wohngruppe Horner Heerstr. 19r 28359 Bremen, für Kinder und Jugendliche,

bzw. deren Personensorgeberechtigte, erbringt, die einen Anspruch auf Hilfe,zrr Erziehung

gemäss $$ 27, 34 oder a-uf Einglieäerungshilfe gemäss $ 35a SGB VIII (KJHG) haben'

2. Leistung

2.1 Das Leistungsangebot des Leistungserbringers entspricht den in der Vertragskommission

SGB VIII festgJegtJn Leistungsangeüotstyprn. Näh*t.s zu Art, Inhalt, Umfang und Qualität

der Leistung ist Aör beigefügtJn Leistungitypenbeschreibung Nr' 3 - Heimerziehung/ Heil-

pädagogiscÜ Th..up"utische wohngruppe (Anlage l) zu entnehmen.

2.ZDieleistungen werden auf der Grundlage der pädagogischen Fachstandards und der

vereinbarten personellen Ausstattung unter beachtung der im Betriebserlaubnisverfahren

genannten Regelungen, Auflagen *d Nebenbestimmunggn erbracht' Inhalt, Umfang und

Quahtät der f.eistungen sind sä zu gestalten, dass eine bedarfsgerechte Hilfe im Einzelfall

giwährleistet ist. DIe Leistungen müssen ausreichend und zweckmäßig sein und dtirfen

das Maß des Notwendigen nicht überschreiten.

2.3 Es gilt der Landesrahmenvertrag nach $ 78 f SGB VIII in seiner aktuellen Fassung.

2.4 Nach g 8a SGB VIII ist bei Anhaltspunkten, die auf eine drohende Kindeswohlgeftihr-

dung für ein Kind oder einen Jugendlichen hindeuten, im Zusammenwirken mehrerer Fach-

kräfte das Geftihrdungsrisiko abäuschätzen. Die Mitarbeiter einer Einrichtung verpflichtet
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dies, bei der Kenntnis von einem Gefährdungsrisko, ihren Schutzauftragunmittelbar wahr-
zunehmen und / oder das zuständige Jugendamt unverzüglich zu informieren.

2.5 Es gilt der als Anlage I beigefügte Leistungsangebotstyp Nr. 3 - Heimerziehung/ Heilpä-
dagogisch/ Therapeutische Wohngruppe.

Zu betreuender Personenkreis:

Aufgenommen werden Mädchen und Jungen im Alter von 6 bis 13 Jahren

Die Maßnahme ist nötig und geeignet, wenn

die hohe Problembelastung der Herkunftsfamilie bei den Kindem und Jugendlichen zu viel-
fültigen und gravierenden Entwicklungsstörungen geführt hat,

- Kinder/ Jugendliche als verhaltensauffüllig, dissozial zubezeichnen sind,

- ihre Erziehung und Entwicklung auch mit stützenden und ergänzenden Hilfen im Her-
kunftsmilieu nicht sichergestellt werden kann.

In die Wohngruppe sind Kinder/ Jugendliche mit psychischen Auff?illigkeiten (2. B. Retar-
dierungen, emotionalen Defiziten) bzw. nach stationären kinder- und jugendpsychiatrischen
Aufenthalten mit aufzunehmen, die einen heilpädagogischen Förderbedarf haben.

Die Maßnahme ist nicht geeignet, wenn

. wegen erheblicher Beziehungsstörungen die Kinder/ Jugendlichen prinzipiell nicht grup-
penfühig und nicht bereit sind, Regeln und Normen zu akzeptieren,

' eine kinder- und jugendpsychiatrische Einrichtung oder Behinderteneinrichtung angezeigt
ist,

Die Aufnahmen erfolgen nach $$ 27,34 SGB VIII oder im Rahmen der vorgegebenen Kapa-
zität nach $ 35a SGB VIII. Eine Unterbringung nach $ 35a setzt ein entsprechendes amtsärzt-
liches Gutachten voraus. Die Aufuahme erfolgt ausschließlich in Kooperation mit dem am-
bulanten Sozialdienst,,Junge Menschen" des Amtes für Soziale Dienste.

Arto Ziel und Qualität der Leistung

Die Heilpädagogische Wohngruppe, die über eine Kapazität von 8 Plätzen verfügt, stellt ein
eigenständiges, vollstationäres Erziehungsangebot für Mädchen und Jungen mit professionel-
ler, strukturgebender Betreuung über Tag und Nacht (,,Rund-um-die-Uhr-Betreuungo() dar.

Ziele sind:
- Entlastung der Kinder/ Jugendlichen und der Herkunftsfamilie, um neue Entwicklungen

zu ermöglichen,

- Aufbau und Stärkung der personalen und sozial-emotionalen Kompeter:z der Kinder/ Ju-
gendlichen

- Entwicklung eines Verständnisses der individuellen Biografie mit ihren Traumata und
Konflikten einerseits und den existierenden Fähigkeiten und Ressourcen andererseits
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Akzeptanzder eigenen Biografie mit den daraus resultierenden Grenzen und Möglichkei-

ten, dntwicklung realistischer Lebensperspektiven

Aufbau und Verbesserung der Lern- und Entwicklungschancen

Klärung der Beziehung zur Herkunftsfamilie

Rückkehr in die Herkunftsfamilie, Verselbständigung oder Leben in anderer Betreuungs-

form t

Die Rückkehr-option wircl gemeinsam mit allen Beteiligten g9Pryft und ggf' angestrebt'

Ist diese Perspektive nicht gigeben, kann das Kindl der Jugendliche auch längerfristig in

der wohngruppe betreut urra uon hier aus verselbständigt werden. Ein wechsel in andere

Maßnahmeformen der Einrichtung ist bei Veränderung oder Verringerung des Hilfebe-

<larfs mit Zustimmung des Sozialen Dienstes möglich'

Leistungen:

- prüfung der Indikation; soweit möglich Erarbeitung eines Kontraktes mit der Herkunfts-

familie

Notwendige Aufsicht und Betreuung

Gestaltung der Gruppenatmosphäre und des Wohnumfeldes

Alltägliche Versorgung

Auseinandersetzung mit Wert- und Glaubensfragen

Freizeitgestaltung

Schaffung von Voraussetzungen für eine körperlich gesunde Entwicklung

Einübung lebenspraktischer Fähigkeiten

Förderung der Persönlichkeitsentwicklung

Förderung der Sozialverhaltens

Föderung der vertretung von eigenen Belangen (Partizipation)

Schulische Förderung

Therapeutisch-heilpädagogische Leistungen

Entwicklungsdiagnostik, Erziehungsplanung, Hilfeplanung

Methodische Arbeit mit der Herkunftsfamilie

Aktivitäten im Hinblick auf die zeitnachder Maßnahme

Nachsorge

Einzelfallbezogene Verwaltungsarbeiten

Im Rahmen der vollstationären Betreuungi Versorgung werden auch Ferienfahrten

durchgeführt.

Die Finanzierung etwaiger Zusatzleistungen ist nicht Gegenstand dieser Vereinbarung'

Bekleidung und raschengeld für die Kinder/ Jugendlichen sind nicht Bestandteil des Leis-

tungsangebots der Heilpädagogischen Wohngruppe. Hierzu wird auf die entsprechenden

Richtlinien des Landesjug.r,äuÄt.s Bremen nit oiä Bekleidungspauschale und die Taschen-

geldsätze verwiesen
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Erforderliche sächliche und personelle Ausstattung

Die Gruppe befindet sich zusammen mit der Wochengruppe im Haus IiI auf dem Gelände der
Stiftung Alten Eichen, Horner Heerstr. 19,

Räume: Auf Wunsch eingerichtete Einzelzimmer mit mindestens l0 q*, Gemeinschaftsbe-
reich (Wohnzimmer, große Küche mit Eßbereich, großer Flur), Therapie- und Förderräume,
Werkräume, Kicker- und Billardraum.

Außengelände: Sehr großes Gelände mit Spielplatz, Sportplatz, Tischtennis, Rasenflächen.
Das Team der Heilpädagogischen Wohngruppe umfaßt  Stellen für pädagogische Mitar-
beiter (Dipl. Sozialpädagogen, Erzieher, Heilpädagogen) zudglich Nacht- und Rufbereit-
schaft, eine stelle Hauswirtschaftskraft und  stelle Hausmeister.
Zusätzlich stehen Mittel flir anteilige fachliche Leitung/ Koordination, Geschäftsflihrung/
Verwaltung, Psychologe, Qualitätsbeauftragte, Kinderschutzbeauftragte, Datenschutzbeauf-
tragte und für Supervision/ Fortbildung zur Verfügung.

Es ist ausschließlich hinreichend qualifiziertes und geschultes Personal ggL mit entspre-
chender Berufserfahrung in dieser Maßnahme einzusetzen.

Der Leistungserbringer verpflichtet sich nur Personal einzusetzen, das entsprechend der je-
weiligen Leistungsangebotstypenbeschreibung persönlich geeignet ist. Bei Abweichung von
den jeweils vorn Landesjugendamt als sozialpädagogische Fachkräfte definierlen Qualifika-
tionen besteht ein Entscheidungsvorbehalt der Senatorin fiir Arbeit, Soziales, Jugend und
Integration beztiglich der Vergleichbarkeit von Qualifikationen. Vor Beschäftigung anderer
Personen, die aufgrund ihrer Ausbildung, besonderer fachpraktischer Erfahrungen und
Kenntnisse so qualifiziert sind, dass sie bestimmte pädagogische Aufgaben übernehmen
könnten, ist Einvernehmen mit dem Leistungsträger und/oder Landesjugendamt herzustel-
len.

Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass er nur Personen beschäftigt oder vermittelt,
die nicht wegen einer der in $ 72a Absatz I Satz I SGB VIII genannten Straftaten rechtskräftig
verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck hat er sich bei der Einstellung, aus besonderem
Anlass und in regelmäßigen Abständen (spätestens alle 5 Jahre) ein Ftihrungszeugnis nach
den $$ 30 Abs. 5 und 30a Abs. I des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen.
Unbeschadet dessen hat der Leistungserbringer unverzüglich geeignete Maßnahmen zu er-
greifen, wenn ihm bekannt wird, dass gegen eine Person wegen des Verdachts, eine solche
Straftat begangen zu haben, Ermittlungenzur Strafuerfblgung eingeleitet worden sind.

Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes für das
Land Bremen (Landesmindestlohngesetz) in seiner jeweils gültigen Fassung zu beachten und
seine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht unterhalb des Landesmindestlohns zu ver-
güten.

Der Leistungserbringer bestätigt die Anwendung des von ihm angegebenen Tarifuertrags für
den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L und TV-L S) in der jeweils gültigen Version und
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verpflichtet sich, die im Vertragsentgelt enthaltenen Lohnkosten in voller Höhe an sein Per-

sonal weiterzuleiten. Der Leistungseibringer erklärt sich bereit, die gezahlten Gehälter nach

den Anforderungen des Kostenträgers nachzuweisen'

Qualitätssicherung:
Die Qualitätssicherung erfolgt durch regelmäßige Besprechungen, Konzeptentwicklung, Tea-

mentiicklung, persoiatentwictlung inil. FortJ Weiterbildung und Supervision, Dokumen-

tation von pözessen und Leistungen, fachliche Kontakte zu vergleichbaren Einrichtungen,

Mitarbeit in Gremien, Arbeitsgruppen und Fachverbänden.

3. Leistungsentgelt

3.1 Für den Vereinbarungszeitraum ab 01.06.2026 bis 28.02.2027 beträgt die Ge-

samtvergütung

€ 250,84 pro Person/ täglich
(Freihalteg eld € 225,76 pro Personl täglich)'

Die Gesamtvergütung gliedert sich in

- ein Entgelt fi.ir das Regelleistungsangebot in Höhe von

€ 238,13 Pro Person/ täglich,

- ein Entgelt für die betriebsnotwendigen Investitionen in Höhe von

€,l2r7l Pro Person/ täglich.

Die Berechnungsgrundlagen der genannten Pauschalen sind den beigefügten Kalkulationsblät-

tern zu entnehmen, die Bestandteil dieser vereinbarung sind.

$ 13 des Landesrahmenvertrages nach (i 7S f SGB VIII regelt das Berechnungsverfahren und

Freihaltegeld.

Die Vergütung ist nur abrechenbar, wenn eine entsprechende Zusicherung der Übernahme der

Vergütung dei zuständigen öffentlichen Trägers der Jugendhilfe im Einzelfall vorliegt.

4. Geltungsdauer

4.1 Diese Vereinbarung gilt ab dem 01. Juni 2026 und wird mit einer Mindestlaufzeit von 9

Monaten, also bis ,* Zf. Februar 2027, auf unbestimmte Zeit abgeschlossen
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4.2 Zur vollständigen oder teilweisen Anderung oder Aufhebung der Vereinbarung bedarf es

einer schriftlichen Kündigung unter Einhaltung der in Absatz I bestirnmten Mindestlaufzeit.
Die Entgeltvereinbarung kann mit einer Kündigungsfrist von mindestens 6 Wochen, die übri-
gen Bestandteile der Vereinbarung können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten gekün-
digt werden.

4.3 Für den Fall, dass sich die Leistungs- und Vergütungsfaktoren bzw. -strukturen durch ge-

setzliche oder landesrahmenvertragliche Neuerungen wesentlich verändern, kann diese Ver-
einbarung von jeder Vertragspartei ohne Einhaltung einer Frist zum Zwecke der Anpassung
durch Neuverhandlung gelaindigt werden. Bis zum Abschluss einer Neuvereinbarung gelten
die bisherigen Regelungen weiter.

Eine Anderung der Vereinbarung während der Vereinbarungslaufzeit ist nur zulässig, wenn
unvorhersehbare und wesentliche Veränderungen der der Vereinbarung zugrundeliegenden
Annahmen eintreten, die für eine oder beide Vereinbarungspartner das Festhalten an der Ver-
einbarung unzumutbar machen.

5. Prüfungsvereinbarung, Qualitätsenfwicklung und Dokumentation

5.1 Die Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistungsangebote so-

wie Bestirnmungen geeigneter Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung leiten sich aus dem irn
Betriebserlaubnisverfahren nach $ 45 SGB VIII getroffenen Regelungen sowie dem Landes-
rahmenvertrag nach {i 78f SGB VIII ab. Somit erfolgt auch die Berichterstattung analog der
Vorgaben der Rahmenempfehlung zur Qualitätsentwicklung (Berichtsraster) in der jeweils
aktuellen Fassung. Die Berichte sind dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe je-
weils zum 31. März alle zwei Jahre vorzulegen und gehen gezielt auf die im trägerindividuel-
len Konzept hinterlegten Schwerpunkte der Qualitätssicherung in Bezug auf die Dokumenta-
tion und Selbstevaluation ein. Zukünftige Ergebnisse der Vertragskommission zur Qualitäts-
entwicklung, insbesondere im Hinblick auf das Berichtswesen in Form eines standardisierten
Rasters, sollen dabei berücksichtigt werden.

5.2 Mit dem bekannten Formblatt erfolgt die Ubermittlung der für das Berichtswesen erfor-
derlichen Daten an die zuständige Stelle.

5.3 Sollten sich Anhaltspunkte ergeben, die erhebliche Zweifel an der Leistungsqualität und
Wirtschaftlichkeit der Einrichtung begründen, stellt der Träger der Einrichung dem öffentli-
chen Jugendhilfeträger auf Anforderung weitergehende, zur sachgerechten Beurteilung not-
wendige und geeignete Prüfungsunterlagen zur Verfügung und erteilt auf Anfrage die erfor-
derlichen Auskünfte. Ziel solcher Prüfungen ist es, etwaige Mängel für die Zukunft einver-
nehmlich abzustellen. Zudem hat der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe das Recht
zu einer angemeldeten Pnifung dieser Unterlagen vor Ort. Diese wird rechtzeitig angekündigt
und gemeinsam terminiert. Die Datenschutz-Grundverordnung ist zu beachten. Entsprechend
ist die Einsichtnahme von individuellen, personenbezogenen Daten nur nach vorheriger Ab-
sprache und ggf. erforderlicher Zustimmung möglich. Die Einsichtnahme personenbezogener
Daten erfolgt dann pseudonymisiert nach $4 DSG-EKD.
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6. Sonstiges

6.1 Bei Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages verlieren die übrigen Bestim-

mungen ihre Wirksamkeit nicht. Eine un'i'irksame Regelung ist von den Vertragsparteien

durch eine wirksame zu ersetzen, die der unwirksamen in ihrer Auswirkung möglichst nahe

kommt.

Im übrigen gelten die Vorschriften der gg 53 ff. des zeltntenBuch Sozialgesetzbuch (SGB

X) über den öffentlich-rechtlichen Vertrag'

6.2 Dieser Vertrag unterliegt dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz (BremIFG)' Bei Vor-

liegen der gesetzllhen Voraussetzungen wird er nach. Maßgabe der Vorschriften des

BremlFG im elektronischen Informationsregister veröffentlicht. Unabhnryt* von einer mög-

lichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gigenstand von Auskunftsanträgen nach dem

BremIFG sein.

Bremen, August 2026

Die Senatorin für Arbeit, Soziales,

Jugend und Integration
Im Auftrag

Einrichtungsträger

Anlagen: Leistungsbeschreibung, Kalkulationsblätter
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5.2 Verpflegung Der Träger stellt die ernährungsphysiologisch, altersgerechte Ver-
sorgung der Kinder / Jugendlichen mit Lebensmitteln sicher. Hierzu
gehören eine warme Mahlzeit, Frühstück, Zwischenmahlzeiten und
Abendbrot sowie die Versorgung mit Getränken an sieben Tagen in
der Woche.

5.3 Erziehung / Sozialpädago-
gische Betreuung

Für die pädagogische Arbeit mit diesem Personenkreis spielt die
verlässliche Beziehungsarbeit in einem ganzheitlichen Erfahrungs-
raum eine wesentliche Rolle. Die Leistung beinhaltet in den Alltag
integrierte heilpädagogische-therapeutische Elemente:
r Umsetzung der vorliegenden Diagnostik in eine gezielte profes-

sionelle Förderplanung,
r Einzel- oder- Gruppenförderung durch eine Hellpädagogln I ei-

nen Heilpädagogen, eine Psychologin / einen Psychologen,
. Einleitung und Sicherstellung von Therapie - und Förderangebo-

ten (2.8. Logopädie, Ergotherapie, Psychotherapie etc.) auf der
Grundlage des SGB V (gesetzliche Krankenversicherung,

r Bereitstellungeinesaltersgerechten Settings,
r WahrnehmungderAufsichtspflicht,
r Einzel- und / oder Gruppenarbeit,
. Eltern- / Familienarbeit, unter Nutzung allgemein anerkannter

Methoden, deren Einzeiheiten in der Trägereigenen-
Leistungsbeschreibung zu beschreiben sind,

r Förderung im Schul- und Ausbildungsbereich,
. Strukturierung des Alltags unter Einbeziehung des sozialen Um-

feldes,
r Sicherstellung der Kinderechte,
. Sicherstellung von Beschwerdemöglichkeiten,
r Beteiligung der jungen Menschen in allen sie betreffenden Ent-

scheidungen.

Zur Leistung gehört auch die Durchführung von Ferienmaßnahmen.

6. PersonelleAusstattung Die fachliche Leitung erfolgt durch eine Sozialpädagogin / einen
Sozialpädagogen, eine Sozialarbeiterin / einen Sozialarbeiter oder
durch eine Psychologin I einen Psychologen mit ane*annter Qualifi-
kation und mehrjähriger Berufserfahrung oder mindestens vergleich-
barer Qualifikation.
Die Betreuung erfolgt durch Sozialpädagoginnen / Sozialpädagogen,
Heilpädagoginnen lHeilpäda gogen oder Erzieherinnen I Erzieher
oder vgl. Qualifikation. Mindestens eine Kraft mit heilpädagogischer
oder therapeutischer Zusatzqualifikation ist erforderlich.
Psychologischelpsychotherapeutische Beratun gskompetenz muss
vorhanden oder abrufbar sein.
Eine anwesende Nachtbereitschaft ist erforderlich. Als Nachtbereit-
schaft können auch Hilfskräfte mit ezieherischen und sozialpädago-
gischen Kenntnissen eingesetzt werden, wenn eine fachlich qualifi-
zierte Hintergrundbereitschaft vorhanden ist.

Persona lfl nhaltswerte:

Betreuung: 1zu'|',3 bis 1 zu 1,7

Gruppenübergreifendes Fachpersonal: Einzelvertragliche Rege-
lung
Fachliche Leitung: Einzelvertragliche Regelung
Geschäftsführung/Venraltung: Einzelvertragliche Regelung
Hauswirtschafr/Rein igun gffechnik: Einzelvertragliche Regelu ng

2
Ceändctt gem- VK-Beschluss vom I 1.02.)026
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suin ü-Uernanme von Fahrtkosten in Höhe der günstigsten Mo-

natskarte, sofern keine Fahrkostenübernahme von anderen

Stellen erfolgt,
r mehrtägigeKlassenfahrten,

' ErstauJsiattung Bekleidung soweit erforderlich'

studasfür ngsa nge-dieIt Kosten RegelleienthäeltDas Leistungsentg
au-sindlmnvestitionen Entgeltund led betriebsnotwendigenbot

men dievon FerienmaßnahuDfürKosten die rchführungmßerde red
lnundndere AusstattungfürKostennterkunftU sowiederKosten

l',|. ngsentgelt

Geändcrl g€rn. VK-Beschluss vom ll'022026


